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§ 3 
Zuweisung 

(1) Die Zuweisung der ausländischen Flüchtlinge erfolgt unter Berücksichtigung der 
Haushaltsgemeinschaft von Ehegatten und ihren Kindern unter 18 Jahren entsprechend dem 
Einwohneranteil der Gemeinden an der Gesamtbevölkerung des Landes (Einwohnerschlüssel) 
und entsprechend dem Flächenanteil der Gemeinde an der Gesamtfläche des Landes 
(Flächenschlüssel). 90 v.H. des Einwohnerschlüssels bilden mit 10 v.H. des Flächenschlüssels 
den Zuweisungsschlüssel. Für die einzelne Gemeinde wird eine durch die Anwendung des 
Flächenschlüssels sich ergebende Erhöhung des Zuweisungsschlüssels auf höchstens 25 v.H. 
eines Zuweisungsschlüssels, der allein nach dem Einwohnerschlüssel berechnet würde, begrenzt. 
Die übersteigenden Anteile werden auf alle übrigen Gemeinden entsprechend deren 
Zuweisungsschlüssel verteilt. 

(2) Dem Einwohnerschlüssel und dem Flächenschlüssel ist der vom Landesamt für 
Datenverarbeitung und Statistik jeweils zum 1.1. eines Jahres veröffentlichte Stand zugrunde zu 
legen. 

(3) Bei der Zuweisung ist der Bestand der in § 2 Nrn. 1 bis 4 genannten ausländischen 
Flüchtlinge 

1. in den Fällen der Nummern 1 und 1a bis zur unanfechtbaren Ablehnung des 
Asylantrages, 

2. in den Fällen der Nummer 2 längstens für die Dauer von drei Jahren seit der Einreise, 

3. in den Fällen der Nummer 3 längstens für die Dauer von drei Jahren seit der 
erstmaligen Erteilung der Anordnung, 

4. in den Fällen der Nummer 4 längstens für die Dauer von zwei Jahren seit der 
erstmaligen Zuweisung in die Gemeinde 

anzurechnen. 

Der Bestand der ausländischen Flüchtlinge nach § 2 Nrn. 1 bis 4 ist der von der Bezirksregierung 
Arnsberg fortgeschriebenen und jeweils auf der Grundlage des Bestandes zu den Stichtagen 1.1., 
1.4., 1.7. und 1.10. bereinigten Statistik zu entnehmen. Die Bezirksregierungen erheben hierzu 
bei den Gemeinden zu den genannten Stichtagen die Zahl der nach § 2 Nrn. 1 bis 4 
anzurechnenden Ausländer und melden diese bis zum 15. des Erhebungsmonats der 
Bezirksregierung Arnsberg. 
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